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KEIN SCHWEIZER GELD FÜR DIE KRIEGE DIESER WELT!
Volksinitiative «Für ein Verbot der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten»

HAUPTArgumente

Heutzutage werden unsere Pensionskassengelder und unser Volksvermögen bei der Nationalbank  
in Rüstungskonzerne investiert. Die Pensionskassen investieren zwischen 4 und 12 Milliarden Franken  
in Rüstungskonzerne und die SNB investierte 2016 über 800 Millionen Franken alleine in Atomwaffen-
produzenten. Mit der Kriegsgeschäfte-Initiative ist Schluss damit!

Die Initiative bekämpft Fluchtursachen
Seit dem 2. Weltkrieg waren nie so viele Menschen auf der Flucht wie heute. Der Grossteil der  
Menschen flüchtet vor aktuellen Kriegen oder den Folgen vergangener Konflikte. Die Rüstungsindustrie 
profitiert von diesen Konflikten und heizt sie mit ihren Waffenlieferungen zusätzlich an. Die Initiative 
bekämpft Fluchtursachen, indem sie für weniger Waffen in Kriegsgebieten sorgt.

Die Initiative leistet einen Beitrag zu einer friedlicheren Welt
Waffen sind kein Produkt wie jedes andere. Sie werden hergestellt, um Menschen zu töten. Möglichst 
viele, möglichst effizient. Kriegsmaterialproduzenten bereichern sich am Verkauf von Waffen, die dann 
in Kriegsgebieten Menschen töten. Die Schweiz als grösster und wichtigster Finanzplatz der Welt  
spielt dabei eine entscheidende Rolle: Schweizerische Finanzinstitute wie die Nationalbank oder die 
Grossbanken investieren jährlich Milliarden in das Geschäft mit dem Tod. Mit der Initiative «Für ein 
Verbot der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten» wird diesem Treiben ein Riegel geschoben. 

Die Initiative schützt die Neutralität der Schweiz
Die Schweiz hat den Anspruch, neutral zu sein. Wenn aber Milliarden von Schweizer Franken in Kriege 
und Konflikte fliessen, widerspricht dies der schweizerischen Neutralität. Die Schweiz ist kein  
Land, das sich militärisch einmischt. Mit der Initiative wird dafür gesorgt, dass auch die Finanzierung 
von militärischer Einmischung und Interventionspolitik verboten wird.

Die Initiative ist Voraussetzung für eine glaubwürdige Sicherheits- und Aussenpolitik
Die Neutralität und die humanitäre Tradition sind Grundwerte unseres Landes. Wenn aber Geld aus 
der Schweiz dieselben Konflikte anheizt, für die die Schweiz diplomatische Lösungen sucht, ist dies 
ein Widerspruch. Geopolitisch ist die Rolle der Schweiz als glaubwürdige, neutrale Partnerin für direkte 
Vermittlungen wichtig. Die Schweiz soll sich in ihrer Aussen- und Sicherheitspolitik auf ihre Stärken 
fokussieren und ihre Politik nicht durch widersprüchliche Kriegsförderung torpedieren.

Die Initiative gibt uns ein Mitspracherecht über das Volksvermögen
Heute entscheidet die Schweizerische Nationalbank (SNB) allein, wo und wie sie unser Volksvermögen  
investieren will. Auch bei vielen Pensionskassen entscheiden einige wenige AnlageberaterInnen, wie 
unsere Renten investiert werden. Mit der Kriegsgeschäfte-Initiative können wir verhindern, dass unser 
Geld in Rüstungskonzerne fliesst. Die Initiative führt nicht nur zu mehr Mitsprache, über unser Geld,  
sie zwingt den Finanzplatz auch zu mehr Transparenz. 
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